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STENOGRAPHISCHER BERICHT 
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über die am Mittwoch, den 13.April 1927 
im Neuen Sitzungssaal des Rathauses der 
Stadt Saarbrücken stattgefundene Sitzung 
des Landesrates. 
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orsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich eröffne die Sit- 
zung (9 Uhr 45 Min. vurm.). 


Seitens der Regierungs-Kommission ist anwesend! 


Der stellv. Staatskommissar, Herr Oberregierungsrat 
Dr.Heim, aus der Abteilung des Innern, 


Herr Ministerialrat Hoechstätter, aus der Abteilung 
für direkte Steuern. 


Entschuldigt fehlen die Herren llitglieder: 


Dr.v.Vopelius (DSV)-Sulzbach; Karius (Z)-Saarbrücken; 
Albert (M.P.)-Altheim; Dr.Sender (S.P.)-Saarbrücken, 
Sticher (K.P.)-Ottweiler; Kiefer (Z)-Saarbrücken, 
Bifler (K.P. )-Neunkirchen,;, Hartiın (Z)-Saarbrücken, 
Wilhelm (Z)-Wehrden. r 


Die Tagesordnung liegt Ihmen vor; Sie umfaßt 
folgende zwei Punkte: 


TAGESORDNUNG. 
Begutachtung der Verordnungs-EIntwürfe betr.: 


1) Abänderung der Einkommenbesteuerung ın der Fas- 
sung der Abänderungsverordnung Xr. 212 vom 28. 
April 1926, 


2) Abänderung der Umsatzsteuerverordnung DOM 8. 
| 12.1923 7 28.4.1926 E ZU LED, 





—— 


Die beiden Vorlagen werden gemeinsam beraten. 


Ich erteile zunächst dem Berichterstatter, Herrn 
Abg. Becker, das Wort! 


Abg. Becker (2): 


RT N 5 BENDER "N 


Em 
D 
un 

20 
S 
y- 
T 
©; 
y' 
A> 
® 
ny 
2 
3 
° 
r 
» 
R 
- 
n- 
N 
> 
m 
& 
% 
T 
"2 


" Proz 


7 





-H- | dl 


Abg. Baokar CE: l; Meine Herren: Ich muß leider bekennen, 


ch als Vorsitzender der Kommission versäumt 
habe, einen Berichterstatter zu ernennen. Ich habe 
daher als Sühne die Berichterstattung selbst über- 
nommen. Die Vorlagen sind bekannt, der Bericht liegt 
Ihnen schriftlich vor. Ich brauche deshalb nicht 
weiter darauf einzugehen. Der Bericht lautet: 
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der I. Kommission 


über die Beratung des Intuwurfes einer Verord- 
a betr. 
Abänderung _betr.die Einkomnenbesteuerung in 
der Fassung _der Abanderungsveroranung Nr, 
vom 28. Apr I2E | 
und über den Entwurf zur Verordnung betr. 
Abänderung der Umsatzsteuerverordnung vom 
E3 5 
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Die erste der obengenannten Veroränungen, 
die am l.iMai 1927 in Kraft treten soll, sieht 
in $ 1 eine Heraufsetzung der sozialen Abzüge 
um 50 %, also von Fr.720.-auf Fr.1.080.-vor. 


Im $ 2 der Vorlage werden die sozialen 
Abzüge nach $ 57 der Einkommensteuer-Verord- 
nung erhöht, von: 

210. --Fr. auf 290. --Fr. 260.-Fr-auf 340.-Fr., 
50,40 " 69,60 "” 62,40 er e® 81,600* 
Bun ee ZU E88 13,007 
30 5 3 A ARE 2,90 * 2,00 *%* 3,40" 


60.--Fr.auf 90. --Fr. 

34.208 * 21,80” 
2.0 “00 
RS u u 9: 


Die Il. A zur Abänderung der Um- 
satzsteuer ist eine Folge der I. Veroränung.!Tte 
in der Begründung der Regierungskommisston QUS- 
geführt ist, entsteht ein Steuerausfall für die 
Gemeinden von Fr.14.500.000.-- und für die Kir- 
chengemeinden von Fr.2.072.000.--. Als Ersatz 
für diesen Ausfall soll die Zuwendung an alte 
Gemeinden aus der Umsatzsteuer von 25 %» auf 
37,5 % erhöht werden, 


Die I.Kommission hat folgenden Beschluß 
gefaßt: Die beiden Vorlagen sind unverändert 
anzunehmen. Gleichzeitig soll die kegwerungS- 
kommission ersucht werden, eine vollständige 
Steuerreform vorzubereiten; die vom Landesrat 
bei der letzten Steuerberatung am 12.und 19. 
April 1926 gemachten Anträge der einzelnen 
A sollen dabei Berücksichtigung fin- 

en. 

Als besonders dringend wurde in der 
Kommission die Herabsetzung der Umsatzsteuer 
und Abänderung der Gewerbesteuer gefordert. ” 


Die 
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Die Kommission hat nur verhältnismäßig 
kurz über die Vorlage beraten und war sich klar 
darüber, daß es zweckmäßig ist, durch möglichst 
schnelle Annahme dieser Vorlagen die wirtschaft- 
lieh schlechte Lage weiter Kreise zu bessern oder 
wenigstens AIRERE Erleichterungen eintreten zu 
lassen. Deshalb ist beschlossen worden, die Vor- 
lagen unverändert anzunehmen. 


Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, 
daß eine gründliche Reform der ganzen Steuergesetz- 
ah notwendig geworden ist, und es wurde die 

orderung erhoben, daß die Regierungskonm\sston 
diese Steuerreform vorbereiten solle. Insbeson” 
dere wurde die Abänderung der Umsatz- und Gewerbe- 
steuer gefordert. 


(Bravo-Rufe!) 


vorsttzender: Das Wort hat der Herr Abgeoränete Gärtner! 
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Abg. Gärtner (2.): 





Abg. Gärtner (2) » Meine Herren! ITie wir von dem Herm 29 


din 


Berichterstatter gehört haben, ist die Kammis- 
sion sich in einer Lesung schlüssig geworden, 
die beiden Steuervorlagen so bald wie möglich 
in's Plenum zu bringen und sie dort zu verab- 
schieden. Der Beweggrund ist auch erwähnt wor- 
den, daß die in Aussicht DER Verbesserun- 
gen am frühest möglichen Termin in Wirksamkeit 
reten können. 


wenn wir nun in eine Besprechung der Vor- 
lagen eintreten, dann wollen wir dem Beispiel 
der Kommission folgen, indem wir kurz den Vorla- 
gen noch einige Randbemerkungen zur sorgSamen Be- 
achtung an die Regierung mitgeben. 


Die Heraufsetzung des Existenzminimums und 
der steuerfreien Abzüge, wie sie in der Vorlage 
ge, Fee sind, bedeuten ja noch nicht die Er- 
füllung unserer früher gestellten Anträge. Im 
Verhältnis zu der durch Lohn- und Gehaltsabbau 
eingetretenen Einkommensverminderung bedeutet 
die Steuererleichterung so wenig, daß man die- 
se Wenigkeit fast nicht in orten ausdrücken kann, 


Die Vorlage hat jedoch eine Tirkung nach der 

Seite, daß der Steuerausfall in der Gesamtheit 
sich bei den Gemeinden sehr erheblich bemerkbar 
machen wird. Imtweder müßte den Gemeinden ein 
größerer Anteil an der Lohnsteuer zugeutesen wer- 
den, oder es müßte auf andere Art der Einnahme- 
ausfall bei den Gemeinden gedeckt werden. An und 
für sich erleiden die Gemeinden schon einen AuS- 
fall durch die Lohnverminderung durch Feierschich- 
ten, und es ist doch ein Geheimnis, daß eine groS- 
se Anzahl von Gemeinden erheblich in Schulden 
stecken. Es sallen große Leistungen vollbracht 
werden in der Armen- und Krankenfürsorge, der iie- 

gebau kann wegen Mangel an Geldmitteln nicht wel- 
. ter betrieben werden, und die Straßen befinden 
sich mancherorts in einem trostlosen Zustande. 


Betrachten wir uns einmal die Wirkung, die 
durch die Erhöhung der steuerfreien Deaüge eintrc- 
ten wird. wie sie in der Vorlage vorgesehen sind, 
dann steht fest, daß sich die „rhöhung in Lanäge- 
meinden und Lanäbürgermeistereien sehr fühlbar 
macht. Ich kann als Beispiel eine Gemeinde an“ 
führen, es ist Saarwellingen. Hier wird ein Aus- 
fall an Lohnsteuern von £ 0.000.-Fr. pro Jahr ew- 
treten. Nelmen wir eine mittlere Gemeinde mit 
4000 Steuerpflichtigen, in der Voraussetzung, daß 
1000 Ledige, 1000 Verheiratete mit einem Kind und 
2000 Verheiratete mit je zwei Kindern vorhanden 
sind, so werden sich die steuerfreien Betrage er- 
nöhen und zwar bei denen mit 1000 Ledigen auf 
57 .000.-Franken, bei denen mit 1000 Verheirateten 
mit je einem Kind auf 100.800. -Fr. und bei denen 
mit je zwei Kindern auf 244.800.-Fr. Die steuer- 
freien Beträge setzen sich also ZUSamnen aus 
57.000.-, 100.800.- und 244.800. -Fr. ist zusam- 
men 403.200.-Franken. Diese Betrage verteilen 
sich allerdings durch die Aufteilung des Steuer- 
ergebnisses in Eilftel, daß der Ausfall bei der 
Gemeinde 7/11 = 256.578.-Fr. und der Ausfall bei 
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den Kirchen 1/11 = 36.654.-Fr.,beträgt. Während bei 
der letzten Steuerreform ein Teil des Ausfalls wie- 
der aufgewogen wurde durch die inzwischen eingetre- 
tenen Lohnerhöhungen, ist augenblicklich nicht damit 
zu rechnen, daß der Einnahmeausfall auf, diese Weise 
gedeckt würde. Der einzige Ersatz, auf den die Ge- 
meinden zu rechnen haben, wird die geringe Verbes- 
serung aus der Umsatzsteuer bleiben. Bei den Kir- 
chengemeinden ist keine Möglichkeit vorhanden, den 
Ausfall zu decken. 


Wenn eine sozialere AuBZER20L tung des Steu- 
erwesens Aufgabe der Regierungskommisston ist,dann 
wird es ihr nicht schwer fallen, der an sie vom Bund 
der Kinderreichen unter dem Datum vom 10.April zuge- 
gangenen Denkschrift Rechnung zu tragen. Wir bitten, 
diese Denkschrift bestens zu beachten. 


vom Herrn Staatskommissar wurde in der letz- 
ten Sitzung am 31.März versichert, daß der oteuer- 
vertrag mit der Bergwerksverwal tung gekündigt sel. 
von dem Abschluß des neuen Vertrages wird viel für 
die Gemeinden abhängen, Nenn cs der Regierung 9C- 
lingt, in dem neuen Abkommen wieder 3 [2 % der ge- 
zahlten Gehälter und Löhne als Ilindestbetrag der be- 
sonderen Gewerbesteuer festzulegen, dann werden die 
Betriebsgemeinden wieder in ihren Finanzen etwas gC- 
stärkt. Das bisherige Abkommen soll auf der Basis 
von 1913 ne any gewesen scin; es hatte aber kel- 
ne Berücksichtigung der inzwischen cingetretcnen Be- 
 legschaftsver.:ehrung stattgefunden, und da licogt der 
vorteil, den die Bergwerksverwal tung hattc. Ich möch- 
te noch auf etwas anderes hinwciscen: 


Durch cine Verfügung des Oberbergamtes var 
dic Steucerfreiheit für die Knappscha tspensionen für 
1923, 1924 und 1925 ausgesprochen. is heute i$St 
offiziell noch nicht bekannt geworden, ob auch für 
1926 und 1927 die Knappschaftspenstoncn steuerfrei 
blciben. Ja, sogar wird uns mitgetcilt, daß cinigc 
Finanzämter ee haben, die InappSche) FITeNT Ch 

ir 1926 zur Steuer heranzuziehen. Ian stelle sich 
einmal die Schwierigkeiten vor, dle durch die Heran- 
ziehung der Knappschaftspenstonen zur Lohnsteuer 
nerursacht würden. Allein beim Saar-Knappschafts- 
verein sind 35000 Penstons- und Rentenempfüanger vor- 
handen. Nach dem Gesetz müßte der Versicherungstra- 
ger den Finanzümtern die a besorgen, um 


die Besteuerung durchführen ZU innen. 


Homburg und andere Finanzämter haben diese 
Interlagen bereits eingefordert. 


Eng verknüpft mit dieser Frage ist die An- 
gelegenheiti der a hlter Lomnsteu- 
em für geleistete Schuldenzinsen. Die Finanzam- 

ter machen Schwierigkeiten, und es scheint der Fall 
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seiner Kasse die Nachweisung bekommen hatte, 
wieviel Zinsen er tatsächlich geleistet hatte. 

Wir haben deshalb gebeten, man möge nicht So 
kleinlich sein und den Anträgen auf Rückerstat- 
tung antsprechen. ES wird auch von den Finanz- 
Omtern geltend gemacht, daß die geleisteten Schul- 
denzinsen von dem Wert der eigenen Wohnung und 
etwaigen Mieteinnahmen aufgewogen würden. Bei 
dem Hausbesitzer, der keine Schulden hat und sonst 
kein stauerbares Vermögen besitzt, betragt doch 

in den meisten Fällander Bert der eigenen lIohnung 
und noch eine kleine Mieteinnahme nicht so viel, 
daß er dafür zu veranlagen wäre. Aus diesen Er- 
wägungen heraus wäre es angebracht und berechtigt, 
wenn man den Leuten die Steuer zurückbezahlen wür- 
de. Würde man unserer Forderung entsprochen haben 
und die deutsche Steuergesetzgebung unter Berück- 
sichtigung der im Saargebiet leider noch bestehen- 
den besonderen Verhältnisse angewandt haben, dann 
wäre die gegenwärtige Beratung der Vorlage nicht 


notwendig geworden. 


Zu der Vorlage betr. Abänderung der Umsatz- 
steuerverordnung vom 8.Dezember 1923/ 28. April 1926, 
27.Juli 1926, gestatte ich mir folgende Ausführun- 


gen: | 

Auf den ersten Blick hat es den Anschein, 
als ob die Erhöhung des Anteils von 25 % auf 37,5 % 
der Umsatzsteuer für die Gemeinden eine Verbesse- 
rung der bisherigen Verhältnisse bedeuten würde’. 
Die Nachprüfung ergibt jedoch, daß Gemeinden, be- 
sonders die kleineren und mittleren Gemeinden, zZU- 
pi schlechter stehen werden als wie in der Ver- 
gangenheit, und es muß festgestellt werden, daß in 
der Vergangenheit die Gemeinden Sich in_einer sehr 
miserablen Lage befanden. Es wäre die Forderung 
berechtigt, diesen Prozentsatz von 37,5 % zu _er- 
höhen auf 50 % des Anteils. Dann würden vielleicht 
die Gemeinden ohne Schwächung ihres Einkommens weg- 
kommen. Henn auch die großen Gemeinden und Stadte 
wirklich eine Erhöhung ihrer Einnahmen auf Grund. 
der Neuregelung zu erwarten haben, so bedeutet dies 
noch keine große Aufbesserung und stellt für die 
kleineren Gemeinden eine Schädigung dar. Bisher 
wurde die Umsatzsteuer nach der Seelenzahl der betr. 
Gemeinden verteilt. Jetzt ist nach der Vorlage 
folgendes geplant: daß die Hälfte der Umsatzsteuer 
auf die Seelenzahl, 12 % nach dem Aufkommen in der 
betr. Gemeinde verteilt werden sollen. Dies be- 
deutet eine Durchbrechung des Prinzips, wonach das 
Steueraufkommen nach der jeweiligen Konsumenten- 
zahl, wie sie in der Gemeinde ansässig waren und 
den Imsatz eigentlich bedingten, verteilt wurde. 
Schon bei dem bisherigen Verfahren, das unter dem 
18. Dezember 1926 von der Regierung herausgegangen 
ist, var eine bedeutende Besserstellung der größe- 
ren Gemeinden bedingt. Aus der Neu-Aufstellung, 
aus dem Neuplan, ergibt sich, daß die größeren Ge- 
meinden gegenüber den kleineren bedeutend im Vor- 
teil sind. Das Umsatzsteuer-Aufkommen beträgt etwa 
15 Millionen. Den Gemeinden würde a 
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Prozentsatz von 37,5 % davon 54/2 Millionen zuge- 
hen. Bei 700.000 Einwohnern würde einer Gemeinde 
von 10.000 Einwohnern = 1.429 % oder 40.190,62 Fr. 
zuflteßen. | ä 

Die zweite Hälfte nach dem Steuceraufkommen 
berechnet, würde der Anteil 0,13 % von 2.812.500 Fr. 
einen Betrag von 36586 Fr. ergeben, sodaß diese Ge- 
meinde im ganzen 43846 Fr. aus der Umsatzsteuer 
erhiclte.. 

Würde dagegen das Gesamt-Steueraufkommnen 
nach dem bisherigen Schlüsscl (nur nach der Scelen- 
zahl) berechnet, dann bekäme die Gemeinde 36.524 Fr. 

nr ach es so nach der neuen Regelung der Fall 
scin wird. 


Aus dem Dargelcgten geht zweicrlei hervor: 


1. Der Ausfall an Lohnstcucr wird nicht im Ent- 
ferntesten durch die Erhöhung des Umlage- 
Prozentsatzes von 25 auf 37,5 gcdcckt; 


2. die Neuregelung der Verteilung des Stceucer- 
aufkommens sich QAußerst ungünstig für die 
kleineren und mittleren Gemeinden auswirkt 
und daß dagcgen die Städte und dic größeren 
Gemeinden cincn bedcutenden Vorzug crhalten. 


Es wird gesagt, dic größeren Gcmcinden und Städte 
haben anderc Aufgaben zu erfüllen. Wir wollcn das 
nicht bestreiten: die größcren Gemcinden und Stadtc 
haben aber auch EKinnahmequcllcn, die die klcineren 
Gemcinden nicht haben. Äan braucht sich nur dic 
tatsächlichen Verhältnisse in den kleineren Gcmein- 
den anzuschen und man wird finden, daß dic klcinc- 
ren Gcmeinden sich in ciner außerordentlichen Not- 
lage befinden. Mit dem Schlüsscl 1, den Herr ” 
Staatskommissar Dr.Hcim als cinen vercdelten Schlüs- 
scl Dezeichnet hat, werden die kleineren Gemeinden 
nicht zufricden scin. Es werden jedenfalls von ach 
klcincren Gemeinden cineganzc Mcnge von Beschwer- 
den ERRZEREN, wenn dieser vercdelte Schlüsscl ver- 
wandt wird. | 

(Zuruf des Herrn Staatskommissar Dr.Hcim: 

"wir haben kcine Beschwerden bekommen, obwohl 
er scit Jahren in Kraft ist!"”) 


Dann sind die Verhältnisse Ihnen etwas anders ge- 
schildert worden, als sie uns von mehreren Burger- 
meistern und Verwal tungsbcamten dargelegt wurden. 


« Im der Kommission sind die Parteien sich 
dahin schlüssig geworden, zu den beiden Vorlagen 
kcinc besonderen Anträge zu stellen. Die Parteien 
begründen ihr Verhalten damit, daß sic ın früheren 
Beratungen brauchbarc DATE der Regierung vorlcg- 
ten, die bis hcute noch nicht erfüllt sind. Als 
Vertreter der SORTE DAT TO! »ermeise ich auf die 
von uns in dieser Angc aenNEe: cingebrachten An- 
trägc, wovon cinc Reihe brauchbarer Vorschlage betr. 
Finkommenstceucr in dem Bericht der ersten und 
Ereuen &0 ission, 27.Sitzung, zweite SiLzungspe- 
riode 19 6 (tr gemacht wuräcn. 

Des Weiteren nchmen wir Bezug auf cine Ein- 
gabe an die Regierungs-Kommisston, EM DETeIOnE 
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und Einzelhandel- in manchen Füllen dreimal erho- 
ben wird. Durchschnittlich wird die Ware zweimal 
belastet. Es geht aber nicht an, den Lohnempfan- 
ger auf der einen Seite und zwar mit der Einkommen- 


steuer zu entlasten und auf der anderen Seite noch 
einmal mit der Umsatzsteuer zu Überlasten. 


Dann hätten wir auch noch darauf hinzuwei- 
sen im Interesse des stark kümpfenden Mittelstan- 
des, daß die Herabsetzung der Umsatzsteuer durch- 
geführt wird. Durch die Umsatzsteuer wird in er- 
ster Linie der Handel und Konsum betroffen. Wir 
fordern deswegen, daß BeReR unserem letzten Antrage 
das Anlage- und Betriebskapital bei der Besteuerung 
stärker als bisher herangezogen wird. 


(Bravoa-Rufe des Zentrums! ) 


Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (8.P.): Meine Herren! Mein Vorredner hat 
ereits darauf hingewiesen, daß die Kommission sich 

in der Frage verständigt hat und keine BuSgLeRTg? 
Debatte über diese beiden Vorlagen vornehmen wi 2; 
weil der Landesrat ja erst vor einem Jahre Seine 
Wünsche und Anträge niedergelegt hat. MWir haben 
damals die Vorlagen intens vd bearbeitet, eine llenge 
Anträge gestellt, haben Jedoch festgestellt, daß 
von all diesen Anträgen fast kein einziger berück- 
sichtigt worden ist. Auf Grund üteser atsachen 
nat es praktisch ja auch keinen Zweck, daß der Lan- 
desrat sich so intensi.o mit den Vorlagen beschäftigt, 
wie es bei einem anderen Parlameni gang und gabe 
und auch notwendig ist. Schon allein an ülsser 
Tatsache müßte man ersehen, daß die Regierungskom- 
mission unbedingt dazu übergehen müßte, die Anträge. 
des Landesrats einer genaueren Prüfung zu unter- 
ziehen und auch bei der endgültigen Fassung von 
vVerordnungsentwürfen zu berücksichtigen. 

Ich gestatte mir, darauf hinzuweisen, daß 
nach meinem Dafürhalten alle inträge, die der Lan- 
desrat bei der letzten Beratung gestellt hat, be- 
rücksichtigt hätten werden können. Mein Vorreäner 
glaubt, daß nur ein Teil hätte berücksichtigt wer- 
den können. Der Landesrat hat sich damals beson- 
ders ausgiebig mit der Frage befaßt; wir haben sehr 
viele Meinungsverschiedenheiten gehabt. Besonders 
die Anträge, die von der Ilehrheii: des Landesrates 
angenommen worden sind, hatte man nach einem demo- 
kratischen Prinzip auch im Gesetz verankern MÜSSEN. 
Das hat man jedoch nicht getan. Im Gegenteil, die 
Besteuerung der juristischen Personen in der Ver- 
mögensbesteuerung ist bis heuie noch nicht durch- 


geführt. 
Zu der Vorlage selber habe ich zu Sagen! 


Die Vorlage sieht eine unwesentliche Erhö- 
hung des Existenzminimums vor, Ich will kurz aa- 
rauf hinweisen, wie sich die neue Erhöhung gegen- 


- 


über der Besteuerung im Reiche auswirkt. Im Bon 
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durch die Christl.Gewerkschaften, und ich darf 
besonders hinweisen auf die Kingaben der Christl. 
Gewerkschaften vom 7.Dexember 1925, 18.März 1927, 
29. März 1927, denen sıch die Zentrunsfraktton des 
Landesrates vollinhaltlich anschließt, 


 Mie der Herr Staaiskommissar m der Letzten 
Vollsitzung verkündet hot, ist das Abkommen mit 
der Bergwerksdirektion geiündigt worden. 


Wir sprechen darüber Unsere lebhafte Genug- 
tuung aus und erwarten, das nunmehr ein neuer Ver- 
trag abgeschlossen wird, aer ucm versailier Vertrag 
entspricht. 


Wir erwarten, daß die Bergwerksdirektion 50 
zur Steuer herangezogen wird, wic es In ALescm Ver- 
trage ausdrücklich festgelegt wird. 


Unbedingt müssen wır erwarten, aaB in die- 
sem Vertrag diejenige Stelle, die Arte Verrechnung 
des Anteils der Grubenverua.l tung festsetzt, gean- 
dert wird. An dieser Stelle wird die rbeitskraft 
des Saarvolkes kapitalisiert nd in Vermöoen UMgQ- 
vondelt. Kine derartige Umgehung des Verwnages muB 
unbedingt vermieden werden. Solche Trieks und Matz- 
chen dürfen in cinem Vertrag nicht enthalten sein, 
sie sind cine Schande für diejenig? Stelle, die sei- 


nerzeit diesen Verirug abgeschlossen hal. 


Ehe wir zusammenfassend sagen, was wir wol- 
len, möchte ich noch die Gringende Drive AUSSPTE” 
chen, daß bei der Neuregeiung der Steuern BeduchTt 
gennmmen wird darauf, daß der bedrängte Mittelstand 
und besonders auch die stark hedrängte Landwirt- 
schaft berücksichtigt wird. indem auch wnnen die 
erhöhten Werbungskosten zuguve KOMMEN. Ne Zen- 

trumsfraktion hätte noch Anträge in dieser Bezte- 
hung einzureichen, wenn es nicht durch die Verhali- 
nisse sozusagen. unmöglich geworden wärs. 

wir bitien die Regierungskommisstun, sich 
allen Emstes dafür einzusetzen, daß der 
mit der französischen Bergverwältung sine Form DE- 
kommt, die nach jeder Seiie rin zu nertreten IST, 
Es wird nicht davon ausgegangen weraen können, daß 
die Arbeitskraft des Saarvolkes Kapit lisiert wird 
und in Vermögen umgewandelt wird. Tonn are Gehdl- 
ter und Löhne, wie das im Jahre 1919 der Fall war, 
der Besteuerung, bezw. dem Abiiommen zugrunde ge- 
legt werden, dann wird zweifellos eine Besserung 
in der Besteuerung gegenuber den bisherigen Ver- 
nältnissen eintreten. Ganz besonders müssen wir 
nochmals daran erinnern, daß auch UNSS”e bereits 

estellten Anträge erledigt werden. Wir müssen die 
orderung erheben, daß die Unsatzsteuer abgebaut 
wird, denn diese bevirki eine guNnz gewaltige De- 
lastung des Konsums. Wir müssen damit rechnen, daß 
die arbeitende Bevölkerung einen großen Teil dte- 
ser Steuer aufbringen muß. _Denn das ganze vVer- 
dienst muß zur Deckung des Lebensbedar]s verwendet 
werden. Die Verhältnisse bringen 5 mit sich, daß 
die Umsatzsteuer nicht nur einmal erhoben, sondern, 
da die Ware durch mehrere Hände gent -wie Groß= . 
un 
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hat ein lediger Steuerpflichtiger einen Betrag frei 
von 100 Mark monatlich, das sind 600 Franken, an 
der Saar nach dem neuen Entwurf 290 Franken; der 
verheiratete hat im Reich 110 Mark = 660 Franken, 
an der Saar jetzt 380 Franken, mit einem Kind hat 
der Steuerpflichtige im Reich 120 Hark = 720 Fran- 
ken, an der Saar 470 Franken; mit zwei Kindern im 
Reich 140 Mark = 840 Franken, an der ocar 560 Fran-- 
ken; mit 3 Kindern im Reich 180 Mark = 1080 Froniten, 
an der Saar 650 Franken; mit 4 Kindern im Reich 
>40 Mark = 1440 Franken, an der Saar 740 Franken; 
mit 5 Kindern im Reich 320 Mark = 1920 Franken, an 
der Saar 830 Franiten. 


Ich BARTSErG mir, darauf hinzuweisen, daß die 
jetzige Erhöhung immer noch nicht den Verhältnissen 
entspricht, die an der Saar vorhanden sind. Die 
Steuerermäßigung deckt auch bei weitem nicht den 
Lohnausfall; denn die Regierung hat verkündet, daß 
auf Grund des Lohnabbaues sie dazu überginge, eine 
steuerliche Erleichterung durchzuführen. Der Lohn- 
abbau beträgt im Bergbau pro lag 2,80 Fres. Das 
macht bei 25 Arbeitstagen monatlich 70, -ircs. Die 
kenn u der Steuer wirkt sich sehr minimal aus. _ 
Wenn man berücksichtigt, daß der ledige Steuerpflicen- 
tige früher nach dem alten Gesetz bei einem Ver- 
dienst von 660 Franken 27 Franken Stauer: Zu zahlen 
natte und jetzt noch 22,20 Frcs. zahlen muB, dann 
ist die Steuerermäßigung sehr minimal. Der verheirc- 
tete Steuerzahler ohne Kinder zahlte jruher bei 
660 Franken Verdienst 23,40 Franken teuer, er zahlt 
jetzt 16,80 Franken, Der perheiratete Steuerzahler 
mit 1 Kind zahlte früher 19,80 Franken, er zahlt 
jetzt 10,40 Franken Steuern, mV © Kindern fruner 
2,60 Franken, - er zahlt jeizt noch 60 Centimes. 
Erst mit 4 Kindern ist er ganz steuerfrei bei 560 
Franken Verdienst, während im Reich der verhelrave- 
te Steuerpflichtige schon im gleichen Verdienst voll- 
kommen steuerfrei ist. Bei einen Verdienst von 
150 Mark oder 900 Franken zahli der Steuerpflicehit- 
ge im Reich nnch Steuern mie I Kind. Het er 2 und 
mehr Kinder, dann ist er bereits steuerfrei. in der 
Saar zahlt er aber immer noch steuern bei 6 Kındern. 
Auch nach dem neuen Iniwurf hat er dann Nocıt 4,20 FT. 
Steuern monatlich zu zahlen, während er nach gem 
Den Gesetz 16,20 Franken zahlen mußte. sie Ser 
en also, daß die Steuererleichterun keinesfalls 
den Verhältnissen entspricht una auch keinesfalls 
als Ausgleich für den vorgenominenen Lohnabbau ang©- 
sehen werden kann. 


Meine Herren! Ich gestatte mir, darauf hin: 
zuweisen, daß wir bei der retzten Beratung die De- 
stimmungen des Reichseinkommensteuergesetzes veriangt 
hatten, und diese Bestimmung ist ja auch einstimmıg 
von dem Landesrat veriengt worden. !ır fordern das 
heute wieder und beantragen, daß man das Baistenzmt- 
nimum soweit erhöht, wie es auch im Reich festgelegt 
187, EPs wird ja zum Veil ironisch über die Bestim- 
mungen im Reich gesprochen. Der Herr Fachreferen?t 
hatte mir persönlich einmil gesagt, er nätte gehört, 
daß in der Pfalz Landwirte zu den Finanzämtern laufen 
würden und beantragten, deß sie Steuem zahlen dürf- 
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denn nach dem Steuergesetize im Reich würden die 


Leute überhaupt nicht mehr besteuert werden, und 
das würde ihrem Ansehen Schaden, 


WEN. 


Das ist natürlich nicht der Fall, denn wir haben 
auch Verbindungen und wissen, daß gerade die Land- 
wirte nicht nur allein mit den Bestimmungen des 
Einkommens teuergesetzes vollkommen einverstanden 
sind, sondern auch große Bestrebungen vornehmen, 

um überhaupt unn der Haus- und Grundsteuer befreit 
zu werden, um die Hauszinssteuer los zu werden, und 
daß man deshalb nicht gut sagen kann, daß die Land- 
wirte draußen im angrenzenden Gebiet an das Saarge- 
biet gern Steuern zahlen wollten, sie dürften aber 
nach den gesetzlichen Bestimmungen das nicht. Im 
Gegenteil, man muß die Aufjassung vertreten, daß 
die Bestimmungen im Reich sich sehr sozial auswir- 
ken, und es wäre Aufgabe BET IWaLeTUIGEROBB ESS TON, 
dasselbe an der Saar vorzunehmen. Mein Vorredner 
hat bereits darauf hingewiesen, daß das Abkommen 
mit der Bergwerksdirektion oder mit dem französt- 
schen Staat gekündigt sei. Ich bin der Auffassung, 
daß man darauf sehen muß, daß die Besteuerung der 
Bergwerksdirsktion einigermaßen gerecht vorgenommen 
wird. Aber ich gestatte mir darauf hinzuweisen, daß 
man nicht allein bei der Bergwerksdirektion vorge- 
hen soll, sondern auch bei den anderen großen Hi- 
dustriewerken; und das habe ich bei meinem Vorred- 
ner leider vermisst. 


( Lachen des Herrm Gärtner! ) 


Ich behaupte, und das haben wir ja auch schon durch 
Zahlen bewiesen, daß die Bergwerksdirektton Pro Kopf 
der Belegschaft viel höhere Steuern zahlt, als sie 
von den großen Industriewerken gezahlt werden. 


(Zuruf des 4bg.Gärtner:"Die 342 % pro Kopf, 
das ist doch logisch, wenn die Besteuerung 
eingeführt wird, dann haben wir Ja eine 
gleichmäßige Form.) 


Deshalb bin ich der Auffassung, man sollte 32 % 
von den Löhnen und Gehältern zu Grunde legen 


(Zuruf des Abg.Gärtner:"Das ist doch selbst- 
verständlich! ”) 


und zwar bei allen industriellen Unternehmungen. 
Wenn man den Besitz schärfer heranzieht, dann sind 
die Anträge, die Nichtsbesitzenden zu entlasten, 
nach meinem Dafürhalten sehr gut durchzuführen. 


(Zuruf: "Sehr gut!” bei den Sozialdemokraten. ) 


Das is# im Reich möglich, wo die Reparationslasten 
ezahli werden müssen, dann muß es auch im Saarge- 
tet möglich gemacht werden. 


; Tch gestatte mir dann, darauf hinzuweisen, 
daß in der Knappschaftspensionsfrage es natürlich 
nicht angehi, daß ein EB I ik der Regie- 
rungskommission die Steuerfreiheit beschließt, und 
ein anderes Organ der Regierungskommisston be- 
schließt einfach die Besteuerung. - - Mr haben 
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uns bereits im Ilonat November mit einem solchen 
Antrag befaßt. In einer BURG des Landesrates 
stellten wir die Anfrage; wir haben dabei erklärt, 
daß eine schriftliche Antwort genügt, Es ging mir 
dann eine schriftliche Antwort durch den Herm 
Staatskommissar zu, die von der Direktion der Fi- 
nanzen verfaßt war, und in dieser schriftlichen 
Antwort wurde erklärt, daß die Knappschaftspensi- 
onen für das Jahr 1926 besteuert werden; eine 
weitere Befreiung der Knappschaftspenstonen wurde 
strikte abgelehnt. Wir haben uns dann wieder mit 
der Frage befaßt. In der Kommissionsberatung 
schnitten wir die Frage an, und ich hatte GeLegen- 
heit, am Samstag wegen der Würzburger Richtlinien 
mit dem Herrn Minister Norize zu sprechen und vor 
er 8 Tagen mit dem Herrn Minister Koßmann. 

Ich habe dabei auch die Besteuerung der Knapp- 
schaftspensionen angeschnitien. Ich stelle fest, 
daß der Herr Minister Koßmann für die Befreiung 

der Knappschaftspensionen sieh bei Herrn Minister 
Morize in meiner Gegenwart verwendet hat, und ich 
stelle weiter fest, daß der Herr Minister Morize 
mir am Samstag erklärte, er bedauere, daß die Direk- 
tion der Finanzen ihm damals die Anfrage nicht vor- 
gelegt habe, denn er vertrete die Auffassung, daß 
man die Knappschaftspenstonen steuerfrei lassen sn1l- 


le. 
( Zurufe: "Hört! Hört!” ) 


Ich verstehe es deshalb nicht, das Dome der Rke- 
gierungskommission einfach solche wichtigen Sachen 
verabschieden, ohne dem zuständigen Herm Minister 
die Sachen borgeiegt, zu haben, die doch immer DON 
et ee edeutung sein können, wie hier in 
diesem Falle, indem man die armen Leute noch be- 
steuert, die sowieso nichts zum Leben haben, indem 
man sogar noch die Beträge steuerlich im Saarge- 
biet erfassen will, die vom Reich und vom Reichs- 
kmappschaftsverein als Interstützung diesen Pensto- 
nären überwiesen werden. Dagegen müssen wir ener- 
gisch Verwahrung einlegen. Wenn von den Parteien 
versucht wird, daß vom Reichsknappschaftsverein 
und vom Reich Betrüge zur Verfügung ‚gestellt wer- 
den um die Notlage der Pensionsempfünger zu _beset- 
tigen, dann kann es nicht angehen, daß der Steuer- 
Fiskus an der Saar diese versteuert. Es ist nach 
meinem Dafürhalten unbedingt notwendig, daß die 
Knappschaytspenstonenbon, der Steuer befreit werden, 
zumal sich der Landesrat einstimmig dafür ausge- 
sprochen hat. 


Ich gestatte mir darauf hinzuweisen, daß 
die steuerliche Vergünstigung, die die Schwerbe- 
schädigten im Reiche bekommen, auch im Saargebiet 
eingeführt werden muß. uch das ist ein Kapitel 
für sich. Wir verlangen und erwarten deshalb, daß 
die Regierungskommission diese sozialen Punkte, 
die im Reiche durchgeführt sind, auch hier zur An- 
wendung bringt. 


Betreffs der Schuldenzinsen: lIlein Herr 
vorredner hat bereits darauf hingewiesen. _ Auch 
da kann man sich nicht SO strikte an den Buchsta- 


ben. des Gesetzes halten, wenn es dem DORESENAE 
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nicht möglich ist, die Zinsbescheinigung recht- Ü 
zeitig aufzubringen. Das Finonzamt müßte sich | 
sagen: Has sollen wir den armen Leuten Schwie- 
rigkeiten machen, wir erstatten te Beträge zu- 
rück. Ich glaube, darauf hinweisen zu SO len, 
daß den Erstattungsanträgen, auch ohne, daß ei- 
ne Frist eingehalten werden muß, entsprochen wird 
und daß man Sich nicht, wie ich eben Schon aus- 
Ad strikte an den Buchstaben des Gesetzes 
alt. 


‚Dann habe ich darauf hinzuweisen, daß eS_ 
unbedingt notwendig ist, daß die Nacherhebung bei 
den Lohnsteuerpflichtigen -die keiner Veranlagung 
unterliegen- beseitigt wird. Sie werden sich ent- 
sinnen, daß Sie bei der ersten Steuerberatung im 
Jahre 1923 die Meinung vertraten, daß, wenn die 
Umlage bei den Zivilgemeinden nöher wie 160 % ist, 
eine Nacherhebung geschehen müsse. Unsere damals 
gestellten Anträge lehnten Sie ab. Sie haben sich 
aber nach und nach überzeugen lassen, daß dies prak- 
tisch keinen Zweck hat, wenn der Lohnsteuerpflich- 
BR noch Steuern nacherhoben bekommt, wenn Ale 

age mehr als 160 % beträgt. Bei der letzten 
Beratung im März 1926 ist nach langem Hin und Her 
der Landesrat einstimmig zu der Aufjassung gekom- 
men, daß der Lohnsteuerpflichtige, wenn er keiner 
Veranlagung unterliegt, nicht mehr von der Steuer 
erfaßt werden soll. Er isi mit der Lohnsteuer und 
zuar für die Komnunal- und Kirchensteuern als ab- 
m zu betrachten. Ich spreche nochmals den 
unsch aus. daß die Regierungskommisston diesen 
intrag Rechnung tragen möge, weil nach meinen Da- 
fürhalten es unbedingt notwendtg ist, daß dieser 
Antrag endlich im Gesetz verankert wird. Ich ha- 
be Debatten im hiesigen Stadtrat und aucn im Neun- 
kirchener Stadtrat verfolgt, Dort hai mon auch da- 
rüber diskutiert, ob man eine Nacherhebung vorneh- 
men soll, weil die Umlage über 160 % beträgt. Im 
Gesetz ist diese Bestimmung der Nacherhebung eine 
kHußbestirmung,. Men hai aber die Nacherhebung nie- 
dergeschlagen, da man in der Prasis die Zrjahrung 
gemacht hat, das der Nacherhebung finanziell keine 
große Bedeutung beizumessen ist. Daß Alcs DESeTT 
tigt werden muß, zeigt folgende Auswirkung! In ei- 
ner Kirchengemeinde ıst es vorgekommen, dab eine 
Umlage von 80 % festgesetzi wurdS, winrend im Lohn- 
steuerabzug nur 25 % verankeri sind. Jedenfalls 
ist eine solche Nacherhebung bei der Notlage der 
meisten Lohnsteuerpflichtigen nach meinem Dafür- 
halten zu kraß, und schon aus diesen Gründen müßte 
im Gesetz die Bestimmung getroffen werden, daß el- 
ne Nacherhebung nicht stoitfinden darf, auch wenn 
es zu einer solch hohen Umlage kommt. 


‚Ich habe dann noch darauf hinzuueisen, daß 
nach meinem Dafürhalten der Anveil der Gemeinden 
an der 


EEE TERN EREEIFEEN 
1) 


Ka 
Bw] 
02) 
D 
5 
I 
T 
©; 
1%) 
Am 
I) 
Ry 
2 
ER 
S 
o 
r 
ie 
ı) 
er 
n- 
2 
> 
u) 
&) 
ML) 
2 
2 


9 N POT 


Umsatzsteuer 


wesentlich erhöht werden müßte. Die "Volksstimne” 
hat schon in einem Artikel dazu Stellung En 
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daß der Anteil der Kommunen an der Umsatzsteuer ZU 
gering ist und den Ausfall nicht decken kann. 


Wir fordern, daß die Kommunen aus der Um- 
satzsteuer statt 37, 5 -wie es in der Vorlage vor= 
geschen ist; 50 % erhalten. Das würde der Gerech- 
Fer: entsprechen und den Kommunen finanzieilc 
Hilfe bringen. Meine Herren, Sie wissen, dab wir 

von den Kommunenbsstürmt werden, daR die Steuer- 
einnahmen nicht ausreichen. Ich erinnere un die 
Resolution des Gemeinderates von Fraulautern, dEeS- 
leichen an die Debatten, die ım Stadtrat Saarbrük- 
en und Neunkirchen gchalten wurden. Nach meinen 
Dafürhalten müssen die Kommunen mehr Stcuereinnan- 
. men crhalten. | 


Ich glaubc zum Schluß darauf hinweisen ZU 
sollen, daß man endlich den Forderungen des j.ondcs- 
rates entsprechen sollc und daß dic Steuerlichen An- 
Tage, die wir gestellt haben, endlich berücksichiigt 
werden. 


Es wird notwendig sein, das die Roegierungs- 
kommission überhaupt zu einem Umbau der saar.ländi- 
schen Stceuergesetzgcbung übergeht und die Scarlun- 
dische Steucrgesetzgebung an dic des Gcutschen Rei- 
ches anpaßt. Wir verlangen diese Anpassung nicht 
nur bei cinem Gesetz, sondern bei allen Sicuerge- 
setzen. Jedoch muß in der Verteilung der Steucr- 
last ctwas geschehen, daß der Besiiz zugunsten dcr 
schwächeren Schultern schärfer herangezogen wird, 
Das ist unbedingt notwendig, denn so kann c3 ım 
Saargcebiet nicht weitergchen. 


(Bravo-Rufe!) 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr .\bgcordnete Ulrich! 


nen wir sagen, daß wir immer betont haben, das wir 
keine Hoffnung hatten und es für uns klar war und 
noch klar ist, daß die Regierungskommtsston nichts 

etan hat und nichts tun wird. Es ist 80, wie der 

err Vorredner der Sozialdemoxrarischen Fraktyon __ 
sagte, daß in dieser Hinsicht schon inehrere Beschlüs- 
se gefaßt wurden, daß aber dic Re gierungs kommiss Ton 
darauf gepfiffen hat. Sie wird nn dar Intarsfike der 
arbeitenden und schaffenden Bevölserung ım Auge ha- 
ben, denn sie har ganz andere Grundsätze und andere 
Interessen zu vertreten. Die Regierungskommisston 
wurde nicht hierher gesandt um das schaffende Volr 
an der Saar aufgrund der damals übernommenen Ver- 
pflichtung zu regieren; "as zeigt Sich daran, daß 
sie inr Versprechen nicht inneocihalten hat. Da Ste 
nur die Interessenvertreterin gewisser imperialistt- 
scher Kreise ist, müssen wir die jetzige Besteuerung 
ablehnen. Wir können den Vorlagen, die an Sich Ja 

Verbesserungen, 
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Verbesserungen bringen, woh! zustimmen, müssen cber 
das ganze Gesetz cblehnen. Nir lehnen das Gesetz 
deshalb ab, weil es nicht genug die best!zenden 
Klassen zur Steuerleistung heranzieht. as Gesetz 
sieht eine Besteuerung des Lohnes vor. ES ist un- 
möglich, daß Leute, die kaum 800. -Franken monatlich 
verdienen, WAS nicht einmal ausreicht, um das Leben 
zu fristen, eine solche Steuerlast noch tragen kön- 
nen, | 
Fir lehnen es ab, auch nur die geringste 
Steuer zu bewilligen. Auch die Umsatzsteuer Leinen 
wir ab, da diese eine !Wuchersteuer darstellt, indem 
die Waren belastet werden und daß deshalb eine Teue- 
rung eintritt, die nicht mit den gezahlten Löhnen ın 
Finklang zu bringen ist. Es ist unerträglich, diese 
Lasten zu tragen. lie schon betont, muß der Besitz 
zur Steuerleistung herangezogen werden, und darunter 
fallen in erster Linie die französische Grubenverwal- 
tung und die Schwe‘industrie, damit die Schultern, die 
gestärkt werden müssen, auch wirklich geschont wer- 
den. Man kann weiter fesistellen, daß mit den Steuer- 
groschen nicht so umgegangen wird, daß sie ihre Ver- 
wendung so finden, wie es eigentlich in sozialer Hin- 
sicht notwendig wäre. Ian mıß Bedenken Qagegen ha- 
ben, daß man diese Steuergroschen, die bis ZU 75 % 
aus der Arbeiterschafi gezogen werden, heraus eschun- 
den werden, zu anderen Zwecken verwendet. Ich_er- 
innere kurz daran, daß man vorsieht, den Ausfall der 
Kirche, welcher 1 42 ifillionen beträgt, wieder wett- 
zumachen. ir sind dagegen. Wir sind gegen eine sol- 
che Verteilung, weil sie sehr ungerecht ist. Hr 
sind der Auffassung, daß derjenige, der die Kirche 
braucht, auch für die Kirche zahlen soll. . Fir Aön- 
nen uns mit diesen Ausgaben unter keinen Ums tangden 
einverstanden erklären. Es wird.niemand, wenn er 
sich ein Buch kauf‘, zu einem anderen sagen: "Nun _. 
mußt auch Du mir helfen, dies buch zu bezahlen.” Wir 
betrachten :s als ein großes Unrecht in dieser Hin- 
sicht. wenn man dieses Geld so unggrechierweis®e hin- 
we gibt. Wir können auch Jeststellen, daß": 4.7 Sätze 
und Verbesserungen, So wie SS, WM Reich sind, auch 
dem Saargeniet gegenüber zuldßt. ir nehmen als un- 
ser Gutachten die vorlagen, die 2: gr 
eichstaasfraktion im Reich zum Gesetz 98 h 
Mese a rungsanträge, die dort gestellt wurden, 
sind auch unser Gutachten. _DaS dürfte wohl bekannt 
sein. NWemi Bir an zu aer ‚Eingabs des Bl ns 
} rei e S , SAGEN G D) SCH € 
ee re In erg auf die Schonung der kin- 
der sehr niedrig. Auch hier wünschen wir, daß diese 
Sätze bedeutend erhöht Bee. A ver 
ie Gemeinden zu tragen haben, noch De C = 
in Roh die neue Vorlage, 56 ist die Juswirkung die, 
wie es sich ganz besöhders IN der Bürgermeisterel 
Ludweiler zeigt, dos hier ein jusfall, ZU verzeichnen 
ist, der nicht Hehr zu tragen ist. Nenn men Sa9®, 
man gibt Steuern auf der einen Seite, die aus der. . 
anderen Seite wieder hereintkomien, SO stimmt das nicht. 
Ts kann unter keinen Umständen stimmen; es kann höch- 
stens der Fall sein. das man 1/il (ein Eiftel) weiter 
den Gemeinden überwist, daß man den Satz von 37,9% 
mindestens auf 50 » erhöht. LS ist nachgewiesen, 
daß die Gemeinde Ludweiler mit 37,7% ein Minus DEN 
87000_FrcS. 
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87000 Fres. zu verzeichnen hat. Ich kann Jrese Sätze 
hier vorlesen um zu beweisen, daß die Sache auf Nahr- 
heit beruht. Das ist aber zwecklos. Aan muß einse- 
hen, daß hier unter allen Umständen eine Anderung 
eintreten muß, da die Gemeinden nicht menr in der 
zage sind, die Steuern zu tragen, Wir werden sehen, 
daB diese Lasten auf die Schuliern der schaffenden 
Bevölkerung gelegt werden sollen. Deswegen sind Wir 
der Ayffassung, daß die Regierung in dieser Hinsicht 
keine Schritte unternommen hai, um «iesen Verhalints- 
sen Rechnung zu tragen, d.h., weil sie andere Interes- 
sen zu vertreten hat, als die der armen Bevölieruig. 

swegen haben wir keine Hoffnung mehr in Zukunft. 

rundsätzlich lemen wir alle diese Vorlagen ad, weil 
sie in sich nichts anderes Perg} als die ganze Last 
auf das schaffende Volk abzuwalzen. Deswegen sagen 
wir, daß der Besitz in dieser Hinsicht mehr herange- 
zogen werden muß, um das schaffende Voik zu entla-. 
sten. Das weitere Unrecht, das hier gegsben ist, IST 
das, daß man hier immer wieder die Regierungskommi\s- 
sion von Steuern befreit hat. Dieses ganze Unrecht, 
das wir hier schon mehrmals erwähnt haben, alle dıe- 
se Verschwendung von Geldern, die wir schon wıeder- 
nolt in der damaligen Steuerdebatte vorgetragen ha- 
ben; wurde bisher nicht berücksichtigt. Man hat in 
dieser Frage nichts getan, 


Auf Grund dessen haben wir aus diesem G2- 
sichtspunkt heraus keinen Centimes für ein2 S Iche 
Regierung zu bewilligen. Wir fragen uns wiederholt! 
Wer hat uns diese Regierungskommissi.un hergesetzt? 
Alle diese Fragen werden uns nichi beaniworts:, SO 
z.B. über die Verwendung der Gelder ın jedsr Ain- 
sicht. Man meint, es liege eine gewisse verschwie- 
genheit darin, uns eine Klare Antwort zu geben. /n 
dieser Hinsicht wird dem Landesrat nicht genug kech- 
nung getragen. 


Tir haben zu der allgemeinen lage das Gut- 
achten abzugeben, daß wir der Vorlage 59, wie Sie 
hier ist, zustimmen; wir weichen jedoch grundst Tz- 
lien nicht von dem Standpunkt cb, diese Steuer Wber- 
haupt abzulehnen. Darum sage ich, -und ten habe das 
schon betont-, daß wir miiV Ger sorialdemnkrattschen 
Partei die Gesetzgebung von Reich übernommen haben 
wollen mit den Verbesserungsanträgen und Forderun- 
gen der Kommunistischen Bei:ctagsfraktion. Das IStV 
unser Gutachten zu Jer heutigen Vorlags. Wir werden 
auch, wie die übrigen Parveien, uns vorbehalten, auf 
alle diese Fracen näher einzugehen, wenn d!? große 
Debatte über die neue Steuervorlage beginnt. 
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vorsitzender: Das INort hat der Herr Abg. Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (D.S.V.): 
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bg. Schmelzer (D.3.V.): Meine Herren! In der Begrün- 
dung zu 


dem Entwurf der Steuerverordnung heißt es! 
Die Regierungskommission hat sich bemüht, der all- 
gemeinen A re durch eine merkliche Herab- 
setzung von Lohn- und Einkommensteuer infolge Er- 
höhung der sozialen Abzüge und Werbungskosten Rech- 
nung zu tragen. Wir hätten lieber gesehen, wenn 
die Mehrheit der Regierungskommission sich bemüht 
hätte, die wirtschaftliche Lage selbst rechtzeitig 
zu beeinflussen. .uf die kommende schlechte Wirt- 
schaftslage hatten wir seit langer Zeit hingewie- 
sen, ohne daß wir von der Mehrheit der RegierungS- 
kommission ernstlich gehört worden sind. Durch 
die Verordnung wird ja wahrscheinlich nur eine La- 
sten-Verschiebung eintreten, keine Entlastung, da 

a der Finanzbedarf nicht geringer geworden ist. 

s erhebt sich die Frage, wie soll der Ausfall, der 
aus der Verordnung entsteht ge? werden? Die 
Leidtragenden werden wahrscheinlich, wie so oft,die 
‚ngehörigen des Mittelstandes sein. Wenn behauptet 
wird, es ist nachgewiesen -ich entnehme das aus dem 
Zuruf des Herrn StaatskommissarSs-, SO behaupte ich, 
es ist nicht nachgewiesen. Es ist auch von den Her- 
ren Vorrednemn daruuf hingewiesen worden, daß dem 
nicht so sein wird. Es heißt in der Begründun da 
ein Steuerausfall für die Gemeinden von 14 2 Mil- 
ltonen eintreten wird und etwas mehr als 2 Iillionen 
für die Kirchengemeinden. ES wird nicht der rechne- 
rische Nachweis geführt, daß der Ausfall gedeckt 
wird. Ich greife hier nur die Lage der Stadt Saar- 
brücken heraus. Die Stadt Saarbrücken wira einen 
Ausfall von 4 Millionen und eine llehreinnalune von 
1 Million haben. Woher soll das übrige eholt wer- 
den? Das muß gedeckt werden. Der Finanz edarf der 
Stadt Saarbrücken wird nicht geringer werden. Ich 
glaube, der kommunistische Vertreter -oder war eS_ 
der Vertreter der Sozialdemokraten?- hat darauf hın- 

ewiesen, daß die Gemeinden den Ausfall irgenduwcher 

len müssen. Denn die Ausgaben der Gemeinden las” 
sen sich wohl einschränken, aber doch nicht so,daß 
der Ausfall nicht in Erscheinung tritt. Ich hätte 
gewünscht, daß die Banterung sich die Arbeit nicht 
So leicht gemacht hätte, einfach nur den Ausfall 
nachzuweisen, ohne den Gemeinden nachzuweisen, WO 
sie das Geld hernehmen sollen zur EUR des ver- 
bleibenden unvermeidlichen Defizits. Ich Schl ieBe 
mich deshalb den iusführungen, die von den Herren 

Vorrednern gemacht worden sind, an. ‚uch wir Sind 
:der Meinung, daß die Erhöhung der Gemeindeanteile 
von 37 U2 auf 50 % erfolgen muß. Auch möchte ich 
noch darauf hinweisen, daß die Regierungskommisston 
den Eingaben des Bundes der Kinderreichen ihre vol- 
le Aufmerksamkeit zuwenden muß. Dann hätte ich noch 
einen Wunsch an die Regierungskommisston. ‚Der Fron- 
ken scheint ja dere stabil zu werden -wenigstens 
scheint das nach den Notierungen der letzten Monäte 
der Fall zu sein-; wir bitten daher die Finanzdi- 
rektion, zu erwägen, ob nicht das System der Voraus- 
zahlung jetzt aufgehoben werden kann. Das jetzige 

System 
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Syaten ist damals nur eingeführt worden mit Rück- 
sicht auf die unstabile Wahrung. Es ist augen- 
bDlicklich ein derartiges Durcheinander, daß sich 
kein Mensch mehr auskennt. Es würde zur Verein- 
fachung der ganzen Finanzverwaltung führen, wenn 
date Vorauszahlungen aufgegeben würden. Mir haben 
in der Kommission beschlossen, daß keine besonde- 
ren Anträge gestellt werden. Ich darf mich aber 
wohl dem Wunsche anschließen, wie das die Vorred- 
ner gctan haben, daß in aller Kürze von der Regie- 
rungskommisston einc allgemeine Steuerreform hier 
vorgclegt wird, die so aussieht, daß die Steuern 
an die des Reichcs angeglichen Werden. 


gen kann die Wünsche, dic wir haben, noch 
einmal rz unterstreichen: 


Has wir vor allen Dingen verlangen, ist, 
daß dic Regierung uns endlich cin Istergebnis dcs 
Haushalts Porlag?, Es ist ein unerträglicher Zu- 
stand, daß wir hier Steuern bewilligen sollcn, ohne 
daß wir cinen Nachweis haben, was mit diesen Steu- 
ern gcSchieht. Der Haushaltsplan, wic cr uns vor- 

clcgt wird, ist nur cin Phantasieprodukt und kcin 
achwcis dafür, was mit unserem Gelde geschicht., 
Die steucrliche Bevorzugung der Saargruben als 
Kernpunkt dcs ganzcn saarländischen Stcuersystems 
muß aufhören. 


Wir verlangen ferner, daß die Vermögcens- 
steuer eingeführt wird für die juristischen Per- 
sonen, wie wir das früher auch- getan haben, Ich 
wiederhole hiermit den intrag von damals ausdrück- 
Er es bezweifelt wurde, daß wir ihn gestellt 

en. 
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Wir beantragen eine Herabsetzung der Um- 
satzsteuer auf den deutschen Satz von 0,75 %. Für 
spater werden wir uns vorbehalten, noch weiterge- 
hendere Anträgd zu stellen, 

Dann beantragen wir zum Schluß noch eine 
Herabsetzung der Gewerbesteuer, die besonders hart 
7 Ye Handwerk und den Kleingewerbetreibenden la- 
stet. 
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| Der Vorlage stimmen wir im allgemeinen zu 
mit Ausnahme der “bänderungen, die ich vorgetragen 
habe, trotz großer Bedenken, die wir haben, wei 
wir nicht wissen, wie die Lasten nun aufgebracht 
werden können, wie der ausfall gedeckt werden kann, 
der zweifellos bei den Gemeinden entstehen wird. 
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Vorsitzender: Das Hort hat der Herr Staatskommissar 
Dr.Heim! 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Der Herr “bgeord- 
nete Schmelzer hat in seinen Ausführungen den Haus- 
haltsplan als ein Phantasieprodukt bezeichnet. Die- 
se Behauptung ist sachlich unrichtig undich muß sie 
hiermit zurückweisen. 


Vorsitzender: 
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vorsitzender: Das Wort hat der Herr bg. Hoffmann! 
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Abg. Hoffmann ($S.P.): Ich möchte zu den Ausführungen 
des ..bg. Bier Foldendes sagen: ai r 


pie Sozialdemokratische Partei kann sich 
nicht der Auffassung anschließen, daß die Vor- 
schüsse der PrOuSsuNnZ ung beseitigt werden sollen. 
Es trifft nicht zu, daß die Vorauszahlungen auf 
Grund der Geldentwertung eingeführt worden sind. 
Die Vorauszahlung ist das Produkt der Gegenwarts- 
besteuerung. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr .ibg. Becker! 


‚Ibg. Becker (2.): Meine Herren! Ich möchte nochmals ei- 
ne Anregung bringen, die ich auch in der Kommission 
schon vorgebracht habe. ES handelt sich darum, daß 
diejenigen Sachen, die noch aus der Inflationszeit 
her bestehen und über die noch Streit errscht, also 
noch nicht endgültig festgesetzt sind, die noch in 
der Berufungskommisstion schweben, möglichst bald 
nerabschiedet werden. Es geht nicht an, heute noch 
in den Inflationsjahren, in den Jahren 1922 und 19235, 


herumzustochern und die Bücher von Jener Zeit zu 

prüfen. Die Verhältnisse haben sich wirtschaftlich 

derartig stark verändert, daß diese Zahlen_als Grund- 
lage nicht mehr angesehen werden konnen, Es mu 

aber auch darauf hingewiesen werden daß in der da- 

maligen Zeit an das ganze Geschäftsleben durch aas 

plötzliche Auftauchen von verschiedenen Währungen, 
und durch gleichzeitige Einführung eıwner neuen HWah- 

a A ne Anforderungen gestellt wurden und daß die 

Buchhaltungen, das Personal, in keiner Heise den 

ER re gewachsen war. nel ges 3e ist es 
natürlich heute leicht, am den dama igen Bilanzen 
bei Revisionen irgendwelche Verfehlungen, Interlas- 

. sungen oder Fehler festzustellen. Aus diesen Feh- 
lem wird dann sehr leicht ein falscher Schluß ge- 
zogen oder kann ein falscher Schluß ‚gezogen werden. 
Deshalb Au ich an, daß man möglichst bald, wie 
man es auch im Reich getan hat, die alten Inflattons- 
sachen unter den Tisch fallen läßt und daß man nicht 
heute noch prüft, ob einer damals eine Million oder 
eine Milliarde Steuern zu wenig gezahlt hat, eS 
sind das heute doch nur 5 oder 10 Ceniimes. Das. 
ist eine derartige unnütze ‚Irbeitsverschwendung, die 
man heute vom wirtschaftlichen Standpunkte aus nicht 


mehr gutheißen kann. 
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Vorsitzender: 








Mi 


Vorsitzender; Damit schließt die Aussprache. Die einzel- 
nen Parteien haben ihre Ausführungen als ihr Gutach- 
ten bezeichnet. Ich lasse darüber abstimmen. 


ker für das Gutachten der Zentrumspartei ist, 
möge die Hand erheben. 


- Dafür stimmt die Zentrumsfraktion allein.- | 


Wer für das Gutachten der Sozialdemokratischen | 
Partei ist, möge die Hand erheben. 


- Da nr stimmt die Sozialdemokratische Fraktion 
ein.- 


Wer für das Gutachten der Kommunistischen Partei 
tst, möge die Hand erheben. Bi 


- Dafür stimmt die Kommunistische Fraktion allein.- | | 


Wer für das Gutachten der Deutsch-Saarländischen 
Volkspartei ist, möge die Hand erheben. 


- Dafür stimmt die Fraktion der Deutsch-Soarl.- 
Volkspartei allein.- 


Damit ist die Tagesordnung erschöpft. 


Außerhalb der u hat noch das Hort, der 
Herr Abgeoränete Reinhard! 


Abg.Reinhard (K.P.): Meine Herrn! Hir erachten es als not- 
wendig, daß im gegebenen Moment, wo die Weltlage So 
steht, daß wir uns auf einem Pulverfaß befinden, auch 
der Landesrat nicht an dieser Entwicklung vorbeigehen 
kann, um seine Auffassung zu den Dingen zu sagen. Vor 
cinigen Tagen hat die chinesische Regierung, zweifellos 
im Auftrage der englischen Regierung, das Gebäude der 
Sowjetbotschaft in Peking überfallen lassen. ES ist 
dieses ein Akt, der in der Geschichte des Völkerrechts 
einzig dasteht. Es besteht die Gefahr, daß dadurch cin 
Weltbrand entfacht wird, der in seinen Auswirkungen noch 
viel schrecklicher sein wird, als der Krieg, den wir 
durchgemacht haben. Aus diesem Grunde schlagt die kom- 
munistische Fraktion dem Landesrat nachstehende Erklüa- 
rung zur Annahme vor: 
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des Landesrates des Saargebietes 


zu dem Überfall anf die sowjetrussische 
Botschaft n Peking. 


Der Überfall auf die Pekinger Sowjet-Bot= 
schaft durch die nordchinesische Tschangsol in- | 
Regierung wurde von den englischen Imperialisten h 
angestiftet, um die Sowjetunion zum Kriege ZU 
provozieren. Dieser Überfall ist eine unerhörte i 
Verletzung der elementarsten Normen des Völker- 
rechtes. Trotzdem hat der Völkerbund nicht das 
geringste dagegen unternommen. | 

Der Völkerbund duldet ferner stillschweigend ‘ 
die bestialische Niedermetzeiung von Tausenden um 
ihre Freiheit kämpfenden chinesischen Arbeitern 
und Bauern durch den Weltimperialismus. _ 

Der Landesrat protestiert auf’s schärfste 
gegen dieses Vorgehen und begrüßt die Haltung der 
russischen Sowjet-Regierung, welche 
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welche die kriegerische Herausforderung der 
imperialistischen Mächte unbeachtet last 
und dadurch die .irbeiterklasse der Welt vor 
einem neuen Weltkrieg bewahrt hat. ” 


Wir bitten um „bstimmung! 


versitzender: Meine Herren! Nach den sämtlichen Zei- 


tungsmeldungen sind die Nachrichten aus China noch 
so unklar und so verworren, daß es dem Landesrat 
nicht möglich ist, schon heute seine ‚Juffassung kund 
zu tun und hierzu Stellung zu nehmen. „uf Wunsch 
kann später einmal darüber gesprochen werden. 


(Herr Schmelzer machte eine Handbewegung.) 


Es ist gleichzeitig mit dem „ntrage Reinhard noch 
ein „ntrag der green Ge Asien au eingegan- 
gen, den ich auch noch verlesen will. 


(Zuruf bei den Sozialdemokraten: "Die Sitzung 
ist aber geschlossen!") 


Es ist bald geschehen! 
(Zuruf des ibg.Hoffmann (S.P.):” ı muß die 
Sitzung wieder eröffnet AR, 
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der Deutsch-Saarländischen Volkspartei 
betr. 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 


Die Verordnung der Regierungskommisston 
betr. Neuregelung der Bestimmungen über das 
Wohnungswesen vom 10.Juni 1924, die gemaß Ver- 
ordnung vom 27. Juni 1926 in abgeänderter Form 
um ein weiteres Jahr verlängert worden war, 
läuft gemäß Artikel 2 dieser Abänderungsver- 
ordnung zum 31. Juli ds.Js. ab. 


Inzwischen ist auf dem saarländischen 
Wohnungsmarkt eine grundlegende Anderung der 
Verhältnisse eingetreten; nicht nur die Re- 

in eg selbst hat für ihre Beam- 

en zahlreiche Wohnungen erstellt, sondern 
auch durch Siedlungsgesellschaften, Genossen- 
schaften und Private sind unter Inanspruchnah- 
me der von den verschiedensten Seiten zur Ver- 
fügung gestellten Kredite zahlreiche Neubauten 
durchgeführt bezw. in Angriff genommen worden. 
Das EBERLE AOHDGUPTDETOBR des laufenden 
Jahres läßt erwarten, daß eine weitere fühlba- 
„. BEER auf dem Wohnungsmarkte eintre- 

en wird. 

R Unter diesen Umständen halten wir es 
für dringend erforderlich, daß mit Rücksicht 
auf den bevorstehenden Ablauf der jetzigen 
Wohnungsverordnung dte RegierungskommisstTon 
dem Landesrat in allerkürzester Zeit einen 
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neuen Veroränungsentwurf zugehen läßt, 

in dem den Iünschen bezüglich des „bbau- 
es der Zwangswirtschaft auf dem Mohnungs- 
markt weitgehendst Rechnung getragen wirö. 


Mit Rücksicht auf die außerordent- 
liche Dringlichkeit dieser Frage ersuchen 
wir die Regierungskommisston, von der 
ihr gegebenen Ermächtigung zur Verlänge- 
rung der Nohnungsverordnung TE drei wei- 
tere Monate unter keinen tänden Ge- 
brauch zu machen, sondern umgehend dem 
Landesrat eine diesbezügliche Vorlage ZU- 
gehen zu lassen. ” 


Ich schlage. vor, diesen Antrag in der 


nächsten Kommissionssitzung ZU besprechen und 
schließe hiermit die Sitzung. 


- Schluß der Sttzung 11 Uhr vormittags. - 
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